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Bestandteil des Studiums 1
von Prof. Dr. GÜNTER KUTSCHA
Die ersten gesamtdeutschen Hoch-
schultage Berufliche Bildung in
Magdeburg waren dem Leitthema
„Schlüsselqualifikationen" gewid-
met. Was immer man von diesem
schon fast verschlissenen Schlag-
wort halten mag, es geht letztlich um
das Problem, wie den Herausforde-
rungen der neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien mit ei-
nem berufspädagogisch überzeu-
genden Konzept zu begegnen sei.
Die Zahl der Stunden in den beruf-
lichen Fachrichtungen ist rapide ge-
sunken; Notmaßnahmen werden an-
gekündigt, kaum daß sich bundes-
einheitlich anerkannte Standards
der Qualifizierung zur professionel-
len Ausübung des Lehramts an be-
ruflichen Schulen hätten konsolidie-
ren lassen, wie sie etwa der Deut-
sche Bildungsrat (1970) anstrebte
und wie sie die Kultusministerkonfe-
renz in der „Rahmenvereinbarung
für die Ausbildung und Prüfung für
das Lehramt mit Schwerpunkt Se-
kundarstufe II — Lehrbefähigung für
Fachrichtungen des beruflichen
Schulwesens" vom 5. Oktober 1973
vereinbarte. Während die betriebli-
che Berufsausbildung seit einigen
Jahren einen erheblichen Reputa-
tionsgewinn verzeichnen kann, ist
die Berufsschule scharfer Kritik aus-
gesetzt. Zweifel werden laut, ob sie
im Rahmen des dualen Systems
überhaupt in der Lage sein wird, die
auf sie zukommenden, aus den tech-
nologischen Entwicklungen im Be-
schäftigungssystem und aus der
Neuordnung der Berufsausbildung
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resultierenden Aufgaben mit dem
vorhandenen Bestand und den für
die kommenden Jahre absehbaren
Zugängen an Lehrern und Lehrerin-
nen beruflicher Fachrichtungen zu
bewältigen. Mehr als jede Neuord-
nung und Curriculumentwicklung zu
leisten vermag, wird das Innova-
tionspotential der beruflichen Schu-
len durch den Zugang an qualifizier-
ten Lehramtsanwärtern bestimmt.
Um diese ist es nach den amtlichen
und nicht-amtlichen Statistiken
schlecht bestellt.
Anläßlich des 12. Kongresses der
Deutschen Gesellschaft für Erzie-
hungswissenschaft befaßte sich die
Kommission Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik am 21. März 1990
mit „Bilanz und Perspektiven der
Lehrerausbildung für berufliche
Schulen". Das Ergebnis ist in einer
einstimmig beschlossenen „Stel-
lungnahme zum Studium für Leh-
rer/Lehrerinnen an beruflichen
Schulen" dokumentiert (siehe WuE
1/91, S. 22).
Nach einstimmiger Auffassung
der DGfE-Kommission Berufs- und
Wirtschaftspädagogik ist die wissen-
schaftliche Ausbildung von Lehrern/
Lehrerinnen an beruflichen Schulen
grundständig zu organisieren. Das
heißt: alle Fächer sind im Grund-
und Hauptstudium anzubieten. Dies
schließt die berufs- und wirtschafts-
pädagogischen sowie fachdidakti-
schen Angebote ein, weil nur so die
wissenschaftliche Qualifikation für
berufliche Lehr- und Lernprozesse
entwickelt werden kann. Aufbaustu-
diengänge, die in anderen Organisa-
tionsformen die gleichen Standards
sichern, sollten nur in definierten
Ausnahmen vorgesehen sein. Die
DGfE-Kommission plädiert dafür,
daß sämtliche Studiengänge für
Lehrer und Lehrerinnen an berufli-
chen Schulen als Diplomstudiengän-
ge anzubieten sind. Grund für diese
Forderung sind die negativen Erfah-
rungen mit Studiengängen, die mit
der Staatsprüfung für das Lehramt
an beruflichen Schulen abschließen.
Diese Studiengänge sind unter den
Druck der allgemeinen Staatsprü-
fung geraten und gefährden die für
die beruflichen Schulen nötige Diffe-
renzierung. Das Studium sollte ein-






Die bewußt auf wenige Kernpunkte
fokussierte Stellungnahme ist in ih-
rer inhaltlichen Substanz nicht zu
unterschätzen. Im Grunde geht es
dabei um die Professionalität und
wissenschaftliche Verantwortbarkeit
der Ausbildung eines Berufsstan-
des, von dem die Gesellschaft einen
maßgeblichen Beitrag zur berufli-
chen Bildung der nachwachsenden
Generation erwartet. ² Die zentrale
Aufgabe des Lehrers an beruflichen
Schulen besteht darin, Schüler und
Schülerinnen zu befähigen, komple-
xe berufliche Situationen zu bewälti-
gen und die für ihre berufliche Lauf-
bahn erforderlichen Voraussetzun-
gen zu erwerben. Hierfür erforderli-
che Kompetenzen gewinnt der künf-
tige Lehrer an beruflichen Schulen
nicht allein durch das fachwissen-
schaftliche Studium und durch die
fachdidaktische Durchdringung ei-
ner oder mehrerer Bezugsdiszipli-
nen, sondern aus der berufspädago-
gisch reflektierten Analyse und Deu-
tung beruflicher Handlungsfelder.
Die Qualität des berufs- und wirt-
schaftspädagogischen Studiums ist
mithin der entscheidende Prüfstein
für das Maß an Professionalisierung,
die durch die wissenschaftliche Aus-
bildung von Lehrern an beruflichen
Schulen angestrebt und realisiert
wird.
Die Stellungnahme der DGfE-
Kommission und die darin geforder-
te Neuorientierung der Ausbildung
von Lehrern und Lehrerinnen an be-
ruflichen Schulen kann durchaus an
bewährte Traditionen anknüpfen.
Bekanntlich wird das Lehrerstudium
für den kaufmännischen Bereich
herkömmlich als Diplomstudium mit
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dem Abschluß des Diplom-Handels-
lehrers durchgeführt. Diese Form
hat sich als doppeltqualifizierender
Studiengang im Vergleich zu Stu-
diengängen beruflicher Fachrichtun-
gen mit dem Abschluß des Staatse-
xamens außerordentlich positiv be-
währt. Die Absolventen sind nicht
nur auf Tätigkeiten im staatlichen
Schuldienst verwiesen, sondern ha-
ben auch gute berufliche Karriere-
chancen im betrieblichen Ausbil-
dungs- und Personalwesen, ganz
abgesehen davon, daß es für die
Studierenden in der Regel unkompli-
ziert ist, in Verbindung mit dem Di-
plom-Handelslehrerexamen auch
den Abschluß als Diplom-Kaufmann
bzw. Diplom-Volkswirt zu erreichen.
Die Erweiterung der Chancen zur
Mehrfachqualifizierung ist die markt-
logische Konsequenz aus der Tatsa-
che, daß der Staat — wie in der Bun-
desrepublik in der Vergangenheit
bereits praktiziert — keine Gewähr-
leistung für die Einstellung der aus-
gebildeten Lehramtsstudenten über-
nimmt. Daß sich die Nicht-Übernah-
me ausgebildeter Lehrer so verhee-
rend auf die beruflichen Fachrich-
tungen mit dem Abschluß des
Staatsexamens, insbesondere im
gewerblich-technischen Bereich,
auswirkte, während der Studien-
gang des Diplom-Handelslehrers da-
von weit geringer betroffen ist und
nach wie vor eine hohe Attraktivität
genießt, hängt offenbar mit den un-
terschiedlichen Einstellungsrisiken
bzw. -chancen für die Absolventen
dieser Studiengänge zusammen.
Damit ist freilich nur ein Aspekt der
Forderung angesprochen, die Leh-
ramtsstudiengänge aller beruflichen
Fachrichtungen als Diplom-Studien-
gänge zu organisieren und deren
Abschlüsse hinsichtlich der Über-
nahme in den Vorbereitungsdienst
(Referendariat) dem Ersten Staats-
examen gleichzustellen. Der ande-
re, aus wissenschaftlicher Sicht vie-
leicht noch wichtigere Aspekt betrifft
die Autonomie der Universitäten in
Forschung, Lehre und Ausbildung
ihrer Studenten. Beim Staatsexa-
men handelt es sich im Prinzip um
den Eingriff eines mit Monopolprivi-
legien ausgestatteten Arbeitgebers
in die Unabhängigkeit der wissen-
schaftlichen Ausbildungstätigkeiten
an Universitäten. Dieses Vorrecht
des Staats damit zu begründen, daß
es Gewähr für eine effiziente Vorbe-
reitung auf die komplexen Anforde-
rungen der Lehrertätigkeiten im Be-
rufsschulunterricht und damit letzt-
lich für eine qualifizierte Berufsaus-
bildung der Jugendlichen in
Deutschland biete, dürfte heute wohl
kaum noch überzeugend sein.
l Die Stellungnahme des Verfassers ist für
die Dokumentation der Hochschultage Be-
rufliche Bildung vorgesehen. Sie trägt den
Titel: Berufs- und wirtschaftspädagogisches
Studium als unverzichtbarer Bestandteil der
qualifizierten Ausbildung von Lehrern und
Lehrerinnen an beruflichen Schulen in
Deutschland — Zur Stellungnahme der
DGfE-Kommission Berufs- und Wirtschafts-
pädagogik. WuE hat eine gekürzte Fassung
übernommen.
² Kutscha, G.: Zur Professionalisierung des
Berufspädagogen. In: Die berufsbildende
Schule 41 (1989) 12, S. 762 — 775.
